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Auftrag Caduff 

 

betreffend Beseitigung Doppelspurigkeiten bei der Datenerhebung 

 

Antwort der Regierung 

 

Das Anliegen des Auftrags steht im Zusammenhang mit dem Abbau unnötiger Büro-

kratie und der administrativen Entlastung insbesondere für KMU. Der Kanton unter-

nimmt seit Jahren Anstrengungen, um für unsere Wirtschaft und unsere Unterneh-

men günstige Rahmenbedingungen zu schaffen. Dazu gehört auch eine schlanke 

Verwaltung. In der Botschaft der Regierung an den Grossen Rat zur kantonalen 

Volksinitiative gegen unnötige Bürokratie und Reglementierung (Heft Nr. 10/2010-

2011, S. 779) sind die bereits eingeführten Instrumente zur administrativen Entlas-

tung im Kanton Graubünden – analog denjenigen des Bundes – beschrieben wor-

den. Zwischen 1996 bis 2000 wurde die Verwesentlichung und Flexibilisierung der 

Rechtsetzung und Rechtsanwendung (VFRR) umgesetzt. Verfahrenskoordinationen 

wurden in verschiedenen Bereichen (Planung, Energie, Meliorationen etc.) einge-

führt. Im Jahr 2006 wurde die Pflicht von Beherbergungsbetrieben zur Meldung sämt-

licher Gäste abgeschafft und im 2008 das Verfahren zur Besteuerung gebrannter 

Wasser erheblich vereinfacht. Im Jahr 2007 wurde ein Koordinationsgremium für die 

KMU-Politik und die Pflicht zur Durchführung einer Regulierungsfolgenabschätzung 

(RFA) bei neuen oder zu revidierenden kantonalen Erlassen eingeführt. Des Weite-

ren wurden die Richtlinien für die Rechtsetzung im Sinne einer wirtschaftsfreundli-

chen Ausgestaltung überarbeitet und erweitert. Die Steuerverwaltung führte den 

neuen Lohnausweis, der gemäss SECO zu massiven Entlastungen der Arbeitgeber 

führte, neue Deklarationssoftware, die elektronische Veranlagung sowie Automatisie-

rungen bei der Abrechnung ein und stellt im Internet interaktive Elemente zur Verfü-

gung, die ebenfalls den Aufwand von Unternehmen reduzieren. Es wurden weiter ei-

ne automatisierte Abfrage von Grundbuchinformationen für gewisse Branchen sowie 

das zentrale kantonale Personenregister eingerichtet, welches ebenfalls Vorteile für 

Unternehmen im Geschäftsverkehr mit den Behörden bietet. Das Amt für Schät-

zungswesen und die Gebäudeversicherungsanstalt nutzen neu eine gemeinsame 

Datenbank. Darüber hinaus erarbeitet die Standeskanzlei im Bereich E-Government 

derzeit eine Strategie, um die Dienstleistungen zu erhöhen, welche ohne Papier über 

das Internet abgewickelt werden können. Ziel ist dabei eine Effizienzsteigerung für 

alle Beteiligten und damit auch eine administrative Entlastung für Unternehmen. Ver-
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schiedene Verwaltungsstellen nutzen letztlich das Betriebs- und Unternehmensregis-

ter (BUR) des Bundes. 

In der Strategie „Digitale Schweiz“ des Bundes sowie der E-Government-Strategie 

Schweiz, die auch vom Kanton mitgetragen und in seinem Einflussbereich umgesetzt 

werden, ist die Zielsetzung verankert, den Aufwand bei der Abwicklung von Behör-

dengeschäften zu reduzieren. Die Stossrichtung des Auftrags wurde seitens des 

Kantons in diesem Rahmen bereits aufgenommen. Ferner wird bei der Bearbeitung 

des Auftrags Casanova „digitales Graubünden“ geprüft, von welchen digitalen Trends 

die wesentlichen Industrie- und Dienstleistungsbranchen in Graubünden wie stark 

betroffen sind. Zudem werden die Anforderungen an die Politik und der Handlungs-

bedarf aus Sicht der Unternehmen bzw. Branchen erfasst. 

Die Regierung nutzt überdies neue technische Möglichkeiten sowie Systeme auch 

für seine Aufgabenerfüllung sowie für die Verschlankung der Prozesse und den Ab-

bau der administrativen Belastung für Unternehmen. Idealerweise erfolgt dies in Zu-

sammenarbeit mit dem Bund und/oder anderen Kantonen, Gemeinden und Partnern. 

In diesem Rahmen wird auch sichergestellt, dass eine Koordination erfolgt. 

 

Nicht vom Kanton beeinflusst werden können Befragungen/Erhebungen durch den 

Bund, private Institutionen, Verbände oder Hochschulen. Zudem ist darauf hinzuwei-

sen, dass der Kanton aufgrund kantonalen Rechts bzw. im Rahmen seines Hand-

lungsspielraums im Gegensatz zum Bund – abgesehen von wenigen, speziellen 

Ausnahmen (Gesundheitswesen, Energiemonitoring, Behinderten-/Sozialbereich, 

dem Submissionsgesetz unterstellte Unternehmen) – keine statistischen Daten bei 

Unternehmen erhebt.  

Der Kontrollaufwand wird, wo der Kanton selbst entscheiden kann, so schlank wie 

möglich gehalten. Optimierungen werden, wie anhand der oben erwähnten Beispiele 

ersichtlich ist, laufend geprüft und angestrebt. Allerdings schreibt in der Regel das 

Bundesrecht vor, wie der Vollzug durchzuführen ist.  

 

Die Regierung teilt die im Auftrag vorgebrachten Anliegen. Wie aufgezeigt, sind be-

reits viele Instrumente zur Deregulierung und Entbürokratisierung vorhanden. Diese 

werden weiterentwickelt. Neue Möglichkeiten im Bereich der Koordination und des 

Datenaustauschs werden genutzt. Die meisten Erhebungen und Kontrollen kann der 

Kanton jedoch kaum beeinflussen, da sie auf Bundesebene verursacht werden.  

 

In diesem Sinne ist die Regierung bereit, den Auftrag entgegenzunehmen. 

 

  

 Namens der Regierung 
 Die Präsidentin: Der Kanzleidirektor: 

  

B. Janom Steiner  Daniel Spadin 

 

 


